
 

   
 
 
 
 
 
Novelle der Brandenburgischen Bauordnung aus Sicht der Experten 

 –  
Kritische Hinweise der Planenden Berufe 

 
 

Gemeinsamer Appell für mehr Baukultur, Sicherheit, Qualität und Praxistauglichkeit 
 
 
 
Sehr geehrte Abgeordnete des Landtages Brandenburg, 
 
 
die Unterzeichnenden – Brandenburgische Ingenieurkammer, Brandenburgische 
Architektenkammer sowie der Förderverein Baukultur Brandenburg – richten sich mit diesem 
Schreiben gemeinsam an Sie, um dringende Anliegen im Zusammenhang mit der Novelle der 
Brandenburgischen Bauordnung (BbgBO) vorzutragen. 
 
 

Wir stehen für GUTE BAUKULTUR und BAUQUALITÄT, 
SICHERHEIT und VERBRAUCHERSCHUTZ, 

DIGITALISIERUNG und PRAXISTAUGLICHKEIT. 
 
 
 
 
 

 
 
 

 
Matthias Krebs Heinz Nagler Andreas Rieger 

Präsident der 
Brandenburgischen 
Ingenieurkammer 

Vorsitzender 
Förderverein Baukultur 
Brandenburg e.V. 

Präsident der 
Brandenburgischen 
Architektenkammer 
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1. MUSTERBAUORDNUNG GRUNDSÄTZLICH ÜBERNEHMEN 
 
Regelmäßig, und zwar zu Recht wird in Deutschland bemängelt, dass es 16 verschiedene 
Bauordnungen gibt. Das ist für Außenstehende nicht nachvollziehbar. Daher empfiehlt es sich 
bei den unstrittigen Paragrafen die Musterbauordnung (MBO) zu übernehmen bzw. 
beizubehalten. Das betrifft in erster Linie das sogenannte materielle Recht. 
 
Wir sprechen uns gemeinsam und mit Nachdruck dafür aus, grundsätzlich die 
Musterbauordnung im gesamten materiellen Recht als Ausgangspunkt der Novellierung 
zu übernehmen. In den für Brandenburg wichtigen und vorteilhaften Punkten, 
insbesondere dort, wo das Land Brandenburg eine Vorreiterrolle einnimmt, muss 
selbstverständlich davon abgewichen werden. 
 
 
2. GEPLANTE ABSCHAFFUNG DES PRÜFSACHVERSTÄNDIGEN FÜR 

ENERGETISCHE GEBÄUDEPLANUNG VERHINDERN 
(§ 51 Abs. 2) 

 
Die geplante Streichung ist fachlich nicht nachvollziehbar. Die Prüfsachverständigen für 
energetische Gebäudeplanung spielen insbesondere bei Sonderbauten eine Schlüsselrolle – 
technisch, rechtlich und wirtschaftlich. Aus der täglichen Planungspraxis wissen wir: 
 
 Energetische Nachweise für Sonderbauten sind komplex. 
 Fehler führen zu dauerhaften Mehrkosten und Risiken im Betrieb. 
 Unabhängige Kontrolle sorgt für Dokumentation, Rechtssicherheit und Kosteneffizienz. 
 Sonderbauten haben Vorbildwirkung für die öffentliche Hand. 

 
Ein Entfall dieser Prüfinstanz ist ein Rückschritt für Energieeffizienz, Klimaschutz und 
Nachhaltigkeit. Es bedarf zunächst einer bundeseinheitlichen Regelung wie bspw. die 
Einführung eines Nachweisberechtigten für energetische Gebäudeplanung, bevor es zu einer 
überstürzten Streichung in der Landesbauordnung kommt. Der Gesetzgeber gibt andernfalls 
ohne Not ein etabliertes Vier-Augen-Prinzip auf. 
 
Wir sprechen uns gemeinsam und mit Nachdruck für die Beibehaltung des 
Prüfsachverständigen für energetische Gebäudeplanung aus. 
 
 
3. ERWEITERUNG DES UMBAUPARAGRAFEN 

(§ 51a BbgBO) 
 
Wir begrüßen grundsätzlich die Einführung eines eigenen Paragrafen zum Umbau, stellen 
jedoch fest, dass dieser nicht ausreicht, um den Anforderungen einer echten Umbauordnung 
gerecht zu werden. Dringend erforderlich ist eine bislang fehlende Regelung zur Umnutzung 
von Gewerbeeinheiten, etwa bei der Umnutzung einer Fleischerei in einen Blumenladen. Für 
solche praxisnahen Fälle braucht es ausdrücklich vereinfachte und erleichterte Verfahren, um 
Leerstand zu vermeiden, flexible Nutzungsanpassungen zu ermöglichen und wirtschaftliche wie 
nachhaltige Weiterentwicklungen des Bestands rechtssicher zu erleichtern und bestehende 
Strukturen flexibel weiterzuentwickeln. 
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Wir sprechen uns gemeinsam und mit Nachdruck dafür aus, die Regelungen des § 51a 
nicht auf Wohnzwecke zu beschränken, sondern Umbau und Umnutzung auch bei 
bestehenden Nichtwohngebäuden ausdrücklich zu erfassen. 
 
 
4. STREICHUNG DER SOGENANNTEN KLEINEN BAUVORLAGEBERECHTIGUNG 

(§ 65 BbgBO) 
 
Die Praxis hat in den letzten Jahren bewiesen, dass die kleine Bauvorlageberechtigung keine 
Relevanz hat und insbesondere bei den Bauämtern zu mehr Belastung führt.  
Der aktuelle Gesetzesentwurf sieht stattdessen eine Erweiterung von 100 auf 150 Quadratmeter 
Grundfläche vor, dabei sollte im Sinne des Bürokratieabbaus und der Ämterentlastung der § 65 
Abs. 1, Nr. 1 und 2 gestrichen werden. 
 
Wir sprechen uns gemeinsam und mit Nachdruck dafür aus, die Bauordnung praxisnah 
weiterzuentwickeln und Regelungen zu überdenken, die diesen Anspruch nicht erfüllen. 
 
 
5. ENTSTEHENDE SICHERHEITSLÜCKE BEI BAUTECHNISCHEN NACHWEISEN, 

INSBESONDERE STANDSICHERHEITSNACHWEIS 
(§ 66 Abs. 1, i.V.m. BbgBO) 

 
Durch die Verschiebung der Nachweisberechtigung können künftig beispielsweise freistehende 
Gebäude mit einer Bruttogeschossfläche bis zu 300m² ohne qualifizierte Tragwerksplaner 
(Nachweisberechtigte) berechnet werden. 
 
In der Praxis bedeutet das: 
 
 Ein Zimmerer kann statische Nachweise für zweigeschossige Gebäude mit vier 

Wohneinheiten erstellen. 
 Es findet keine bauaufsichtliche Prüfung statt. 
 Es gibt kein Vier-Augen-Prinzip mehr. 
 Diese Leistungen sind nicht von der Berufshaftpflicht eines Handwerksbetriebes 

gedeckt. 
 
Damit entsteht eine sicherheitsrelevante Lücke im Regelwerk. Die Verantwortung wird auf 
Bauherren und nicht fachlich abgesicherte Betriebe verlagert – mit erheblichen Risiken. 
 
Wir sprechen uns gemeinsam und mit Nachdruck für den Erhalt des bisherigen Systems 
der Gebäudeklassen und gegen eine Zergliederung nach Grundflächen aus. Der neu 
eingeführte Satz 2 in § 66 Abs. 1 ist zu streichen. 
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6. ABWEICHUNGEN MÜSSEN ZUGELASSEN WERDEN 
 (§ 67 Abs. 1 BbgBO) 
 
Die Formulierung „die Bauaufsichtsbehörde soll Abweichungen zulassen“, eröffnet in der Praxis 
einen zu großen Ermessensspielraum und führt bei Behörden zu Zurückhaltung, 
Uneinheitlichkeit und Rechtsunsicherheit; statt zu Vereinfachung. Erforderlich ist eine 
verbindliche „muss“-Regelung, wenn öffentliche und nachbarliche Belange nicht 
entgegenstehen. Damit wird tatsächlich eine Vereinfachung und Beschleunigung möglich. 
 
Wir sprechen uns gemeinsam und mit Nachdruck die bestehende „Soll“-Regelung bei 
Abweichungen durch eine verbindliche „Muss“-Vorschrift zu ersetzen. 
 
 
7. NOTWENDIGKEIT STARKER KAMMERN – QUALITÄTSSICHERUNG, 

KONTROLLE, AUFSICHT 
 
Die Kammern übernehmen: 
 
 Berufsaufsicht und Kontrolle von Berufspflichten 
 Qualitätssicherung und Fortbildung 
 Überprüfung der Haftpflichtversicherung 
 Schutz vor unqualifizierten Anbietern 

 
Ein Fall aus der Praxis zeigt, wie wichtig das ist: Ein Ingenieur hat in mehreren Landkreisen als 
„Prüfstatiker“ gearbeitet, ohne befugt zu sein. Nur weil er Kammermitglied war, konnte die BBIK 
sein Handeln unterbinden, niemand sonst fühlte sich zuständig. 
Eine Stärkung der Kammerbindung ist daher essenziell für Sicherheit und Verbraucherschutz 
und trägt zugleich wirksam zum Bürokratieabbau bei, da qualitätsgesicherte Berufsaufsicht 
durch die Kammern staatliche Prüf- und Kontrollaufgaben reduziert und die Behörden spürbar 
entlastet. 
 
Wir sprechen uns gemeinsam und mit Nachdruck für die Novellierung des 
Brandenburgischen Architekten- sowie Ingenieurgesetzes aus. 
 
 
GEMEINSAME FORDERUNGEN 
 
Wir schließen uns mit einer Stimme zusammen und fordern: 
 
 Die Musterbauordnung soll im gesamten materiellen Recht Ausgangspunkt der 

Novellierung sein; Abweichungen sind dort geboten, wo Brandenburg bewusst eigene, 
vorteilhafte und zukunftsweisende Regelungen setzt. 

 Erhalt des Prüfsachverständigen für energetische Gebäudeplanung (§ 51 Abs. 2, 
aktuelle Fassung). 

 Weiterentwicklung der Bestandsgebäude durch Umbau und Umnutzung für Wohn- und 
Nichtwohngebäude zuzulassen. 

 Beibehaltung einer qualifizierten Tragwerksplanung und des Vier-Augen-Prinzips. 
 Stärkung der Rolle der Kammern zur Qualitätssicherung und Berufsaufsicht. 
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WIR BEGRÜSSEN GEMEINSAM DIE NACHFOLGEND GENANNTEN VORHABEN IN DER 
BAUORDNUNG! 
 
 

1. BEIBEHALTUNG DER KONZENTRATIONSWIRKUNG DER BAUGENEHMIGUNG 
(§ 72 BbgBO) 

 
Der Gesetzentwurf sieht vor, die Konzentrationswirkung zu erhalten. Das begrüßen wir 
außerordentlich, denn eine Abschaffung würde bedeuten: 
 Bauherren müssen künftig mehrere Einzelgenehmigungen parallel und unabhängig 

voneinander beantragen. 
 Verfahren werden nicht schneller, sondern zersplittern. 
 Das elektronische Baugenehmigungsverfahren verliert seine wichtigste Stärke: 

Bündelung und digitale Koordination. 
 
 

2. DIGITALISIERUNG VERBINDLICH VERANKERN 
 
Wir begrüßen ausdrücklich die Verankerung des digitalen Bauantragsverfahrens, da wir hier 
den größten Hebel für mehr Beschleunigung sehen.  
 
 
 
 
 
 
Wir appellieren eindringlich an die Landesregierung und den Landtag, die genannten Punkte 
aufzunehmen und die Bauordnung so zu gestalten, dass Brandenburg weiterhin steht für: 
 

MEHR GUTE BAUKULTUR und BAUQUALITÄT, SICHERHEIT und 
VERBRAUCHERSCHUTZ, DIGITALISIERUNG und PRAXISTAUGLICHKEIT 

 
 
Wir stehen für Fachdialoge, Arbeitsgruppen und konstruktive Lösungen ausdrücklich 
und jederzeit zur Verfügung. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
Brandenburgische 
Ingenieurkammer 

Förderverein Baukultur 
Brandenburg e.V. 

Brandenburgische 
Architektenkammer 

 


